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In der Mehrzahl der Bundesländer existieren heute im Rahmen 
landespezifischer  Vergabegesetze eigenständige Mindest-
lohnvorgaben, nach denen öffentliche Aufträge nur an solche 
Unternehmen vergeben werden dürfen, die die Zahlung dieser 
Mindestlohnsätze bei der Durchführung der öffentlichen Auf-
tragsarbeiten garantieren.  In seinem Urteil zum Fall „Regio 
Post“ hat der Europäische Gerichtshof nun die Vereinbarkeit 
dieser Regelungen mit dem europäischen Unionsrecht bestä-
tigt. Umso unverständlicher ist die Tatsache, dass viele Bun-
desländer gerade auf dem Weg sind, die vergabespezifischen 
Mindestlöhne wieder abzuschaffen und nur noch die Zahlung 
des allgemeinen gesetzlichen Mindestlohnes zu verlangen.

EINLEITUNG 

In den letzten Jahren hat die Berücksichtigung sozi-
aler Kriterien bei der Vergabe öffentlicher Aufträge 
immer mehr an Bedeutung gewonnen.1 Bis auf 
Bayern und Sachsen existieren heute in allen Bun-
desländern landesspezifische Vergabegesetze, die 
entsprechende Vorgaben für eine mehr oder weni-
ger verbindliche Einbeziehung sozialer Aspekte ent-
halten. Die Palette reicht hierbei von der arbeits-
marktpolitischen Integration bestimmter Beschäf-
tigtengruppen (Langzeitarbeitslose, Menschen mit 
Behinderungen), über die Schaffung von Ausbil-
dungsplätzen, der Förderung von Frauen, Gleich-
stellung und Familienfreundlichkeit bis hin zur Be-
rücksichtigung der ILO Kernarbeitsnormen und fair 
produzierter Waren. Auch die jüngste Novellierung 
des europäischen und bundesdeutschen Vergabe-
rechtes unterstreicht den Stellenwert sozialer Krite-
rien als unverzichtbarer Bestandteil einer modernen 
Vergabepolitik. 

Eine besondere Rolle spielen in diesen Zusam-
menhang die Entlohnungsbedingungen der Be-
schäftigten, die öffentliche Aufträge durchführen. 
Diese sind nicht nur in sozial-, sondern auch in 
wettbewerbspolitischer Hinsicht relevant. Ohne 
die Festlegung einer bestimmten (Mindest-)Entloh-
nung droht der Wettbewerb um öffentliche Aufträ-
ge  – zumal bei eher arbeitsintensiven Dienstleis-
tungsaufträgen – vor allem auf Kosten der Be-
schäftigten ausgetragen zu werden.  Da in der 
Praxis öffentliche Aufträge nach wie vor oft nach 
dem preislich günstigsten Angebot vergeben wer-
den,  ist der Anreiz für die Unternehmen groß, sich 
durch eine Senkung der Lohnkosten Wettbewerbs-
vorteile zu verschaffen.

Zur Herstellung fairerer Wettbewerbsbedingun-
gen haben in den 2000er Jahre eine Vielzahl von 
Bundesländern gesetzliche Tariftreuevorschriften 
verabschiedet. Danach konnten nur solche Unter-
nehmen öffentliche Aufträge erhalten, die sich vor-

1   Sack, D./ Schulten, T./Sarter, E.K./ Böhlke, N. (2016): Öf-
fentliche Auftragsvergabe in Deutschland. Sozial und nach-
haltig? Baden-Baden.

her verpflichteten, ihren Beschäftigten bei der 
Durchführung dieser Aufträge mindestens die Löh-
ne zu zahlen, die in den ortsüblichen Tarifverträgen 
festgelegt wurden. Mit dem umstrittenen Rüffert-
Urteil vom 3.4.2008 (C-346/06) hat der Europäi-
sche Gerichtshof (EuGH) dieser Praxis jedoch ein 
jähes Ende bereitet.2  

Der  EuGH sah in den Tariftreuevorschriften ei-
nen Verstoß gegen die europäische Entsendericht-
linie (96/71). In der Interpretation des EuGH erlaubt 
die Entsenderichtlinie zwar die vergaberechtliche 
Vorgabe allgemeinverbindlicher Tarifverträge, 
nicht jedoch von lediglich ortsüblichen Tarifverträ-
gen, die keine allgemeinverbindliche Geltung ha-
ben.  Darüber hinaus stellte der EuGH fest, dass Ta-
riftreuevorgaben aus seiner Sicht auch mit der eu-
ropäischen Dienstleistungsfreiheit (Artikel 56 
AEUV)  nicht vereinbar seien.  Zwar kann die Si-
cherstellung eines bestimmten Arbeitnehmer-
schutzes prinzipiell  Einschränkungen der Dienst-
leistungsfreiheit rechtfertigen. Im Fall der Tarift-
reuevorgaben sah der EuGH jedoch keinen 
verhältnismäßigen Arbeitnehmerschutz, da dieser 
lediglich  bei der Durchführung öffentlicher Aufträ-
ge „partiell“ und nicht allgemein gelte. 

Die  Überprüfung der Tariftreuvorgaben anhand 
der im europäischen Primärecht verankerten 
Dienstleistungsfreiheit war eigentlich überflüssig, 
da bereits die sekundärrechtliche Prüfung anhand 
der Entsenderichtlinie eine Unvereinbarkeit mit 
dem Unionsrecht ergeben hatte. Denn es gilt der in 
der europäischen Rechtsprechung fest verankerte 
Grundsatz,  dass nationale Maßnahmen, die an-
hand eines vollharmonisierten Sekundärrechtes 
beurteilt wurden, nicht mehr primärrechtlich über-
prüft werden.  Dass dies der EuGH im Rüffert-Fall  
als eine Art Hilfsargumentation dennoch getan 
hat,  hat in den späteren Diskussionen um den ver-
gabespezifischen Mindestlohn dazu geführt, dass 
fälschlicherweise  sekundärrechtliche Regelungen 
wie die Vergabe-und die Entsenderechtlinie voll-
ständig außer Acht gelassen wurden und nur noch 
nach der Vereinbarkeit mit dem europäischen Pri-
märrecht gefragt wurde.3

In Reaktion auf das Rüffert-Urteil haben sämtli-
che Bundesländer ihre Landesvergabegesetze revi-
diert und verlangen seither - mit Ausnahme des 
Verkehrssektors, der unionsrechtlich eine Sonder-
stellung einnimmt - nur noch Tariftreueerklärun-
gen, die sich auf allgemeinverbindliche Tarifverträ-
ge beziehen. Darüber hinaus hat eine Mehrheit der 
Bundesländer vergabespezifische Mindestlöhne 

2   Zum Rüffert-Urteil und seinen Auswirkungen mit weite-
ren Nachweisen: Nassibi, G. (2012): Schutz vor Lohndum-
ping in Deutschland, Baden-Baden, S. 218 ff.
3   Vgl. hierzu mit eingehenden Erläuterungen: Rödl, F. 
(2011): Bezifferte Mindestentgeltvorgaben im Vergaberecht, 
in: Europäische Zeitschrift für Wirtschaftsrecht (EuZW) Nr. 8, 
S. 292-296 .
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eingeführt und hierdurch eine bezifferte Lohnun-
tergrenze für die Durchführung öffentlicher Aufträ-
ge festgelegt.

VERBREITUNG VERGABE- 
SPEZIFISCHER MINDESTLÖHNE IN  
DEUTSCHLAND

Anfang 2016 verfügten 12 von 16 Bundesländern 
über einen eigenständig festgelegten vergabespezi-
fischen Mindestlohn. Hierzu gehören neben den 
Stadtstaaten Berlin, Bremen und Hamburg die Bun-
desländer Baden-Württemberg, Brandenburg, Hes-
sen, Mecklenburg-Vorpommern, Niedersachsen, 
Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, das Saar-
land und Schleswig-Holstein. In Bayern, Sachsen, 
Sachsen-Anhalt und Thüringen existieren bei öf-
fentlichen Aufträgen keine eigenständigen Min-
destlohnvorgaben. Seit Inkrafttreten des neuen 
Mindestlohngesetzes (MiLoG) im Januar 2015 sind 
jedoch auch diese Bundesländer gezwungen, die 
Einhaltung des allgemeinen gesetzlichen Mindest-
lohns im Rahmen der öffentlichen Auftragsvergabe 
sicherzustellen. Schließlich existieren in vier Bun-
desländern (Berlin, Bremen, Hamburg und Schles-
wig-Holstein) zusätzlich zu den Vergabebestim-
mungen noch eigenständige Landesmindestlohn-
gesetze, in denen die landesspezifischen 
Mindestlohnvorgaben über die öffentlichen Aufträ-
ge hinaus auch auf den gesamten Bereich der öf-
fentlichen Zuwendungen und Konzessionen ausge-
dehnt wurden.

In sechs von zwölf Bundesländern mit eigen-
ständigen vergabespezifischen Mindestlöhnen 
liegt dieser derzeit auf dem gleichen Niveau wie 
der bundesweit geltende allgemein gesetzliche 
Mindestlohn. Sechs weitere Bundesländer verfü-
gen hingegen über ein höheres Mindestlohnni-
veau, dass von 8,67 € in Hamburg, über 8,74 € im 
Saarland, 8,80 € in Bremen, 8,85 € in Nordrhein-
Westfalen und 8,90 € in Rheinland-Pfalz bis zu  
9,18 € in Schleswig-Holstein reicht. Darüber hinaus 
hat Brandenburg angekündigt, im Laufe des Jah-
res 2016 sein Vergabegesetz zu revidieren und 
hierbei der Empfehlung der Brandenburgischen 
Mindestlohnkommission zu folgen, den vergabe-
spezifischen Mindestlohn auf 9,00 € anzuheben.

DAS REGIO-POST-URTEIL DES EUGH 
ZUR UNIONSRECHTSKONFORMITÄT  
VERGABESPEZIFISCHER MINDEST-
LÖHNE

In der juristischen Diskussion war die Einführung 
vergabespezifischer Mindestlöhne von Beginn an 
stark umstritten. Unter Berufung auf das Rüffert-
Urteil wurden in weiten Teilen der juristischen Lite-
ratur die vergabespezifischen Mindestlöhnen als 
unionsrechtswidrig abgelehnt, da sie wie die frühe-
ren Tariftreuevorgaben lediglich einen auf öffentli-
che Aufträge beschränkten, „partiellen“ Arbeitneh-
merschutz gewährleisten, der als nicht ausreichend 
angesehen wird, um eine Einschränkung der euro-
päischen Dienstleistungsfreiheit zu rechtfertigen.4 
Demgegenüber hat lediglich eine Minderheit den 
Standpunkt vertreten, dass die vergabespezifi-
schen Mindestlöhne durch die europäische Entsen-
derichtlinie legitimiert seien und deshalb auch kei-
nen Verstoß gegen die europäische Dienstleis-
tungsfreiheit darstellen können.5 

4   Vgl. stellvertretend: Csaski, A./Freundt, A. (2012): Euro-
parechtskonformität von vergabespezifischen Mindestlöh-
nen? in: Kommunaljurist (KommJur) Vol. 9 (7), 246-251.
5   Rödl (2011), a.a.O.; Glaser, A./Kabl, E. (2013): Zur Euro-
parechtskonformität kombinierter Tariftreue- und Mindest-
lohnklauseln in Landesvergabegesetzen, in: Zeitschrift für 
das gesamte Handels- und Wirtschaftsrecht (ZHR) Nr. 177, 
S. 643-678.

Abbildung 1

Mindestlohnvorgaben in Landesvergabegesetzen

Quelle: WSI Tarifarchiv 2016, Stand Januar 2016
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In seinem aktuellen „Regio Post“-Urteil (C–115/14) 
vom 17.11.2015  hat der EuGH nun grundsätzlich die 
unionsrechtliche Zulässigkeit von vergabespezifi-
schen Mindestlöhnen bestätigt. Den Ausgangspunkt 
bildete hierbei ein Rechtstreit zwischen dem deut-
schen Unternehmen RegioPost und der Stadt Landau 
in Rheinland-Pfalz. Letztere hatte im Juli 2013 Regio-
Post  von der Beteiligung an einem Verfahren zur Ver-
gabe eines öffentlichen Auftrags über die Postdienst-
leistungen ausgeschlossen, weil sich das Unterneh-
men nicht verpflichtet hatte, den zur Ausführung der 
Leistungen eingesetzten Beschäftigten den nach § 3 
des Landestariftreuegesetzes (LTTG) von  Rheinland-
Pfalz erforderlichen Mindestlohn in Höhe von  damals 
8,70 € pro Stunde zu zahlen. Das von RegioPost ange-
rufene Oberlandesgericht Koblenz legte dem EuGH 
daraufhin die Fragen vor, ob die Pflicht zur Abgabe ei-
ner Mindestentgelterklärung sowie der Ausschluss 
des Bieters im Falle der Nichtvorlage einer solchen Er-
klärung mit dem Unionsrecht vereinbar seien.

Im Kern hat der EuGH beide Fragen positiv beant-
wortet und damit die prinzipielle Unionsrechtskonfor-
mität vergabespezifischer Mindestlöhne anerkannt. 
In seiner Begründung verweist der EuGH dabei zu-
nächst auf die zum Zeitpunkt der Ausschreibung gül-
tige EU-Vergaberichtlinie (2004/18),  die in Artikel 26 
vorsieht, dass öffentlichen Auftraggeber zusätzliche 
soziale und umweltbezogene Bedingungen für die 
Ausführung des Auftrags vorschreiben können, so-
fern diese mit Unionsrecht vereinbar sind und in der 
Bekanntmachung oder in den Verdingungsunterlagen 
angegeben werden.  Für den EuGH ist es dabei ein-
deutig, dass vergabespezifische Mindestlöhne soziale 
Bedingungen im Sinne der EU-Vergaberichtlinie dar-
stellen.

Darüber hinaus hat der EuGH überprüft, ob im Fal-
le einer Beteiligung von Unternehmen aus anderen 
EU-Staaten an dem Ausschreibungsverfahren verga-
bespezifische Mindestlöhne mit der europäischen 
Entsenderichtlinie (96/71)  vereinbar sind. In diesem 
Zusammenhang stellt der EuGH fest, dass es sich bei 
vergaberechtlichen Mindestlöhnen um „Mindestlohn-
sätze“ im Sinne des Artikel 3 Absatz 1 der Entsende-
richtlinie handelt, die durch Rechtsvorschriften fest-
gelegt sind.  Das bedeutet, dass ein Mitgliedstaat, der 
im Vergaberecht inländischen Unternehmen Mindest-
lohnsätze auferlegt, diese Vorgabe aufgrund der Ent-
senderichtlinie auch ausländischen Unternehmern 
auferlegen muss.

Der Umstand, dass  vergabespezifische  Mindest-
löhne nur für den Bereich öffentlicher Aufträge gel-
ten, spielt hierbei für den EuGH an dieser Stelle keine 
Rolle, da die europäische Entsenderichtlinie die An-
forderung allgemeiner Verbindlichkeit nur für Tarif-
verträge, nicht jedoch für gesetzliche Regelungen er-
hebt. Hinzu kommt, dass mit der  EU-Vergaberichtli-
nie ein  europäischer Rechtsrahmen geschaffen 
wurde, der ausschließlich spezielle Regelungen für 
öffentliche Aufträge enthält, zu der ausdrücklich auch 
soziale Kriterien gehören können.

Wie bereits im Fall Rüffert prüft der EuGH 
schließlich auch im Fall RegioPost über das Sekun-
därrecht hinaus zusätzlich die Vereinbarkeit verga-
bespezifischer Mindestlöhne mit der primärrecht-
lich verankerten europäischen Dienstleistungsfrei-
heit. Dabei beurteilt er die Mindestlohnvorgabe 
durchaus als Eingriff in die Dienstleistungsfreiheit, 
sieht sie aber diesmal aus Gründen des Arbeitneh-
merschutzes als gerechtfertigt an. 

In diesem Zusammenhang konstatiert der 
EuGH erneut die im Hinblick auf eine Einschrän-
kung der Dienstleistungsfreiheit problematische 
Tatsache, dass - ähnlich wie die früheren Tarift-
reuevorgaben - auch die vergabespezifischen Min-
destlöhne nur einen auf öffentliche Aufträge be-
grenzten Arbeitnehmerschutz gewährleisteten. 
Den entscheidenden Unterschied zum Fall Rüffert  
sieht der EuGH jedoch darin, dass zu dem für den 
PostRegio-Fall maßgeblichen Zeitraum außerhalb 
des vergabespezifischen Mindestlohns keine wei-
terreichende Mindestlohnregelung –  etwa in Form 
eines Branchenmindestlohns für Postdienstleistun-
gen oder eines allgemeinen gesetzlichen Mindest-
lohns  –  bestand.  Vor diesem Hintergrund fällt die 
Begrenzung auf öffentliche Aufträge nicht ins Ge-
wicht, so dass unionsrechtliche Zulässigkeit verga-
bespezifischer Mindestlöhne auch im Hinblick auf 
die Dienstleistungsfreiheit konstatiert werden 
konnte.6

In der Kommentierung des RegioPost Urteils ist 
nun vielfach die These vertreten worden, dass der 
EuGH die vergabespezifischen Mindestlöhne nur 
deshalb als europarechtskonform angesehen hat, 
weil im konkreten Fall keine andere Form des Ar-
beitnehmerschutzes existiert hätte.7 In der Tat 
stellt sich die Frage, wie der EuGH einen Fall aus 
der Gegenwart entscheiden würde, in dem ein all-
gemeiner gesetzlicher Mindestlohn gilt.  Folgt man 
der Systematik des  RegioPost-Urteils, so spricht 
allerdings vieles dafür, dass der  EuGH auch unter  
 
 

6   Zwar wiederholt der EuGH diesen Aspekt fehlender all-
gemeinverbindlicher oder gesetzlicher Mindestlohnsätze 
auch in der Prüfung von Artikel 3 der Entsenderichtlinie. 
Aber es ist lange klar, dass der EuGH unter Artikel 3 Absatz 1 
nicht nur einen einzigen Mindestlohnsatz je Mitgliedstaat ak-
zeptiert, sondern auch konkurrierende Mindestlohnsätze un-
terschiedlicher Höhe, die im Ergebnis Differenzierung nach 
Branche, Region oder Qualifikation führen (zuletzt Sähköalo-
jen ammattiliitto (EuGH 12.2.2015, Rs. C-396/13). Insofern ist 
der Aspekt unter Artikel 3 der Entsenderichtlinie ohne Be-
lang. S.a.. Heuschmid, J. (2016): Vergabemindestlohn euro-
parechtskonform – Urteil vom 17. November 2015 – Regio-
Post, in: HSI-Newsletter 1/2016.
7    Besonders engagiert hat sich mit dieser Position der 
Prozessvertreter von RegioPost hervorgetan: Günther, A. 
(2015): EuGH – Vergabespezifischer Mindestlohn kann mit 
europäischem Recht vereinbar sein, aber ist am Ende (http://
www.guenthercoll.net/eugh-vergabespezifischer-mindest-
lohn-kann-mit-europaeischem-recht-vereinbar-sein-aber-ist-
am-ende/). Er hat damit vor allem unter den gegenüber sozi-
alen Kriterien nach wie vor skeptischen Vergabejuristen ein 
breites Echo gefunden.
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heutigen Bedingungen die Vereinbarkeit vergabe-
spezifischer Mindestlöhne mit dem Unionsrecht 
bestätigen würde.  

Für den EuGH steht außer Zweifel, dass verga-
bespezifische Mindestlöhne unter Art. 3 Abs. 1 c) 
der Entsenderichtlinie fallen. Demnach ist der Mit-
gliedstaat kraft der Richtlinie unionsrechtlich nicht 
nur berechtigt, sondern verpflichtet, Vorgaben für 
inländische Unternehmen auch auf ausländische 
Unternehmen zu erstrecken. Andererseits ist zuzu-
gestehen, dass die Hilfsüberlegung anhand der 
Dienstleistungsfreiheit bei Geltung eines allgemei-
nen gesetzlichen Mindestlohns den EuGH zu ei-
nem anderen Ergebnis führen könnte: Vergabe-
rechtliche Vorgaben könnten als nicht mehr als 
verhältnismäßig angesehen werden, weil andere 
Formen des Arbeitnehmerschutzes bestehen. Da-
mit wäre der Mitgliedstaat im Ergebnis sekundär-
rechtlich zu einer Regelung verpflichtet, die ihm – 
bei hilfsweiser Überprüfung anhand der Grundfrei-
heit – primärrechtlich verboten wäre.

Es ist nachvollziehbar, dass Gegner der verga-
berechtlichen Lohnvorgaben dem Primärrecht den 
Vorzug geben wollen. Es ist auch möglich, dass 
einzelne EuGH-Richter die deregulierende Kraft der 
Grundfreiheiten gerne weiter ausbauen würden. 
Nach geltendem Unionsrecht ist jedoch das Ge-
genteil richtig: Das Sekundärrecht ist maßgeblich, 
soweit es eine Vollharmonisierung beinhaltet. Das 
hält der EuGH dankenswerter Weise in der Ent-
scheidung RegioPost selbst noch einmal ausdrück-
lich fest:  „Zudem ist nach ständiger Rechtspre-
chung des Gerichtshofs eine nationale Maßnahme, 
wenn sie in einen Bereich fällt, der auf Unionsebe-
ne erschöpfend harmonisiert wurde, anhand der 
Bestimmungen dieser Harmonisierungsmaßnah-
me und nicht anhand des Primärrechts der Union 
zu beurteilen“ (C–115/14, Randnummer 57). Dass 
aber die Entsenderichtlinie aus Sicht des EuGH 
eine Vollharmonisierung darstellt, kann nicht ernst-
haft bezweifelt werden.8 Die Erstreckung von ge-
setzlich festgelegten Mindestlohnsätzen auf aus-
ländische Unternehmen ist den Mitgliedstaaten 
nicht nur erlaubt, sondern geboten. 

Bestätigt wird die unionsrechtliche Zulässigkeit 
vergabespezifischer Mindestlöhne auch durch eine 
ergänzende Betrachtung der neuen EU-Vergabe-
richtlinien 2014/24/EU und 2014/25/EU, die im Ja-
nuar 2014 verabschiedet wurden und die im Ent-
scheidungszeitraum relevante Vorgängerrichtlinie 
2004/18/EU abgelöst haben: Diese eröffnen neue 
Anknüpfungspunkte für eine stärkere Berücksichti-
gung sozialer Kriterien. Was in den alten Richtlini-
en als fakultative Regelung ausgestaltet war, ist in 
den neuen Richtlinien im zentralen Art. 18 als ver-

8   Die Charakterisierung als Vollharmonisierung der Mög-
lichkeiten zur Erstreckung von Arbeitsbedingungen war die 
für viele – einschließlich des Europäischen Parlamentes – 
überraschende Pointe der Entscheidung im Fall Laval (C-
341/05)

pflichtende Regelung ausgestaltet worden: Dem-
nach müssen nun die Mitgliedsstaaten geeignete 
Maßnahmen treffen, um dafür zu sorgen, dass 
Wirtschaftsteilnehmer bei der Ausführung öffentli-
cher Aufträge die geltenden umwelt-, sozial und 
arbeitsrechtlichen Verpflichtungen einhalten, die 
durch […] einzelstaatliche Rechtsvorschriften, Ta-
rifverträge […] festgelegt sind.9 Vergabespezifi-
sche Mindestlöhne waren schon auf Basis der Vor-
gänger-Vergaberichtlinie unionsrechtlich zulässig. 
Die neuen Vergaberichtlinien zeugen von einem 
Paradigmenwechsel auf europäischer Ebene, wo-
nach heute vergabespezifische Mindestlöhne erst 
recht als zulässige soziale Kriterien im Sinne der 
EU-Vergaberichtlinien eingestuft werden können.

Nach dem Rüffert-Urteile standen soziale Krite-
rien bei der öffentlichen Auftragsvergabe stets un-
ter einem starken unionsrechtlichen Rechtferti-
gungsdruck. Dabei liegt es im Wesen der öffentli-
chen Auftragsvergabe, dass Beschäftigte privater 
Aufträge von den Regelungen nicht erfasst wer-
den. Zudem hat sich der EuGH auch schon in älte-
ren Entscheidungen nicht an der Unterscheidung 
zwischen öffentlichen und privaten Aufträgen ge-
stört. In der „Beentjes“ (EuGH 20.9.1988, Rs. 
31/87) - und der „Nord-Pas-de-Calais“ -Entschei-
dung (EuGH 20.9.2000, Rs. C-225/98) hat er die 
Beschäftigung von Langzeitarbeitslosen bzw. die 
Bekämpfung von Arbeitslosigkeit als soziales Kri-
terium in der öffentlichen Auftragsvergabe zuge-
lassen. Und auch die Berücksichtigung von Um-
weltaspekten wurde als Zuschlagskriterium in der 
„Concordia Bus“- (EuGH 17.9.2002, Rs. C-513/99) 
und der „Wienstrom“-Entscheidung (EuGH 
4.12.2003, Rs. C-448/01) zugelassen.10  Mit dem 
RegioPost-Urteil hat der EuGH insgesamt eine wei-
tere Abkehr von der Rüffert-Rechtsprechung voll-
zogen und den Spielraum für lohnpolitische Vorga-
ben im Vergaberecht wieder deutlich erhöht. 

PERSPEKTIVEN VERGABE- 
SPEZIFISCHER MINDESTLÖHNE

Nach der Klärung der unionsrechtlichen Zulässig-
keit durch den EuGH haben die Bundesländer auch 
in Zukunft die Möglichkeit, über den bundesweiten 
gesetzlichen Mindestlohn hinaus zusätzliche lan-
desspezifische Mindestlohnregelungen für den Be-
reich der öffentlichen Auftragsvergabe vorzuge-
ben. In der Praxis scheinen die meisten Landesre-
gierungen derzeit auf diese zusätzliche 
Gestaltungsoption jedoch eher verzichten zu wol-
len. Stattdessen haben bereits mehrere Bundeslän-

9   Zu den neuen EU-Vergaberichtlinien: Glaser, A. (2015):  
Zwingende soziale Mindeststandards bei der Vergabe öffent-
licher Aufträge – Pflichten der Mitgliedstaaten bei der Um-
setzung der neuen EU-Vergaberichtlinie, Baden-Baden.
10   Vgl.  Nassibi, (2012), a.a.O., S. 225
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der erklärt, perspektivisch nur noch den allgemeinen 
Mindestlohn nach dem Mindestlohngesetz (MiLoG) 
als Kriterium bei der öffentlichen Auftragsvergabe 
vorgeben zu wollen. In denjenigen Länder, in denen 
das Niveau der vergabespezifischen Mindestlöhnen 
derzeit schon über 8,50 € pro Stunde liegt, gelten die-
se solange weiter, bis der gesetzliche Mindestlohn 
entsprechend angehoben wurde.11

Die faktische Aufgabe eigenständiger vergabe-
spezifischer Mindestlöhne ist umso unverständlicher, 
als dass ihre Zielsetzung deutlich über die Ziele des 
allgemeinen gesetzlichen Mindestlohns hinausgeht.12 
Während es bei letzterem vor allem um die Garantie 
eines auskömmlichen Lohneinkommens geht, zielen 
vergabespezifische Mindestlöhne darüber hinaus auf 
die Schaffung von fairen Wettbewerbsbedingungen, 
indem sie die Lohnkostenkonkurrenz nicht nur zwi-
schen bietenden privaten Unternehmen, sondern 
auch zwischen privaten und öffentlichen Leistungs-
erbringern begrenzen. So wird z. B. der vergabespezi-
fische Mindestlohn in Nordrhein-Westfalen explizit 
auch damit begründet, „dass sich die öffentliche 
Hand nicht durch Auslagerung von Aufgaben auf pri-
vate Auftragnehmer ihrer Verantwortung für eine an-
gemessene Vergütung der Beschäftigten entziehen 
kann, derer sie sich, wenn sie die beauftragte Leis-
tung selbst erbringen würde, bedienen müsste.“13 
Um einen lohnkostenbedingten Anreiz zur Auslage-
rung öffentlicher Dienstleitungen an private Anbieter 
zu vermeiden, wurde der vergabespezifische Min-
destlohn in NRW deshalb ursprünglich auf einem Ni-
veau festgelegt, das der untersten Vergütungsgruppe 
im Tarifvertrag der Länder (TV-L) entsprach, so dass 
„die Beschäftigten der Auftragnehmer in vergleich-
barer Weise entlohnt [werden] wie die Beschäftigten 
der Auftraggeber.“14 

Mit der Anbindung vergabespezifischer Mindest-
löhne an die jeweils gültige unterste Tarifgruppe des 
TV-L hätten die Bundesländer eine klare  Orientie-
rungslinie um auch zukünftig vergabespezifische 
Mindestlöhne festzulegen. Deshalb ist nicht nachvoll-
ziehbar, warum die Bundesländer ausgerechnet jetzt, 
wo seine unionsrechtliche Unbedenklichkeit beschei-
nigt wurde, auf diese Gestaltungsinstrument verzich-
ten wollen. 

11   So z.B. die Reglung im novellierten Landesvergabegesetz 
von Rheinland-Pfalz, vgl. Landtag Rheinlandpfalz, Gesetzent-
wurf der Fraktionen der SPD und Bündnis 90/Die Grünen zur 
Änderung des Landestariftreugesetzes vom 4.12.2015, Drucksa-
che 16/5925.
12   S.a. Dingeldey, I./Kathmann, T./ (2015): Landesmindestlöh-
ne – vom Wegbereiter zum Auslaufmodell, Institut Arbeit und 
Wirtschaft (iaw) und Arbeitnehmerkammer Bremen (Hrsg.), Rei-
he Arbeit und Wirtschaft in Bremen Nr. 12 .
13   Landtag Nordrhein-Westfalen, Gesetzentwurf der Landes-
regierung über  die Sicherung  von  Tariftreue  und  Sozialstan-
dards  sowie  fairen  Wettbewerb bei der Vergabe öffentlicher 
Aufträge (Tariftreue- und Vergabegesetz Nordrhein-Westfalen, 
TVgG -NRW) vom 14.7.2011, Drucksache 15/2379, S. 44.
14   Ebenda, S. 38.
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